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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Wirtschaft und Mittelstandsfragen 

(15. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung zur Unterrichtung vor- 
gelegten Vorschlag der Kommission der Europäischen Gemein- 
schaften für eine Richtlinie des Rates über die Harmonisierung 
der Rechts- und Verwaltungsvorschriften für den aktiven 

V eredelungsverkehr 

— Drucksache V/2844 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Giulini 


Der Vorschlag der Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften — Drucksache V/2844 — wurde mit 
Schreiben des Herrn Präsidenten vom 19. April 1968 
dem Ausschuß für Wirtschaft und Mittelstandsfra- 
gen federführend und dem Haushaltsausschuß zur 
Mitberatung überwiesen. 

Die von der Kommission vorgeschlagene Richt- 
linie hat das Ziel, die Verfahren der einzelnen EWG- 
Mitgliedstaaten für den sogenannten aktiven Ver- 
edelungsverkehr zu vereinheitlichen. 

Grundlage der Gemeinschaft ist eine Zollunion 
mit einem gemeinsamen Zolltarif der Mitgliedslän- 
der gegenüber den Drittländern. Unter den Zollver- 
fahren hat das Verfahren des aktiven Veredelungs- 
verkehrs, wonach Waren aus dem Ausland zum 
Zwecke der Be- oder Verarbeitung vorübergehend 
zoll- und abgabenfrei eingeführt werden, eine große 
wirtschaftliche Bedeutung (vgl. die Angaben der 
Drucksache V/2844 S. 8 f.). Da das Verfahren über 
den aktiven Veredelungsverkehr die Schutzwirkung 
des gemeinsamen Zolltarifs wesentlich beeinflußt, 
liegt es auf der Hand, daß innerhalb der Gemein- 
schaft dieses Verfahren bei allen Mitgliedstaaten 
einheitlich sein muß. Die von der Kommission vor- 


geschlagene Richtlinie übernimmt im wesentlichen 
die Grundkonzeption des Deutschen Zollgesetzes 
vom 14. Juni 1961 (BGBl. 1961 I S. 737). Damit bleibt 
der deutschen Wirtschaft eine Umstellung auf ein 
neues Verfahren weitgehend erspart. Artikel 6 
Abs. 1 der Richtlinie macht die Bewilligung des Ver- 
edelungsverkehrs von einer Abwägung der Interes- 
sen der Veredeler einerseits und den Interessen der 
Hersteller innerhalb der Gemeinschaft andererseits 
abhängig. Diese Bestimmung hat jedoch keine große 
Bedeutung, weil für etwa 90 ^/o aller Veredelungen 
feste Regeln vorgesehen sind, die die Vorausetzun- 
gen für die Zulässigkeit der jeweiligen Veredelung 
genau festlegen. Bei Vorliegen der Voraussetzun- 
gen entfällt die in Artikel 6 Abs. 1 der Richtlinie 
vorgesehene Abwägung der zuständigen Behörde. 
Entscheidungen nach Artikel 6 Abs. 1 der Richtlinie 
werden also nur in 10 % der Fälle getroffen. Hin- 
sichtlich der anderen Einzelheiten darf auf die 
Drucksache V/2844 Bezug genommen werden. Der 
Ausschuß begrüßt die Zielsetzung der vorgeschlage- 
nen Richtlinie und empfiehlt einstimmig, von der 
Vorlage Kenntnis zu nehmen. Der mitberatende 
Haushaltsausschuß hat von der Vorlage ebenfalls zu- 
stimmend Kenntnis genommen. 


Bonn, den 21. Juni 1968 


Dr. Giulini 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

von dem Vorschlag der Kommission der Euro- 
päischen Gemeinschaften für eine Richtlinie des 
Rates über die Harmonisierung der Rechts- und Ver- 
waltungsvorschriften für den aktiven Veredelungs- 
verkehr — Drucksache V/2844 — Kenntnis zu neh- 
men. 

Bonn, den 21. Juni 1968 


Der Ausschuß für Wirtschaft 
und Mittelstandsfragen 

Dr. h. c. Menne (Frankfurt) Dr. Giulini 

Vorsitzender Berichterstatter 
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